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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
WTO Welthandelsorganisation
GPK Die Geschäftsprüfungskommissionen
UREK-SR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
ENSI Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat
BAKOM Bundesamt für Kommunikation
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
BAZL Bundesamt für Zivilluftfahrt
GRECO Staatengruppe gegen Korruption
SBB Schweizerische Bundesbahnen
EnG Energiegesetz
StromVG Stromversorgungsgesetz
SDA Schweizerische Depeschenagentur AG
PUK Parlamentarische Untersuchungskommision
DNA Desoxyribonukleinsäure (engl.: deoxyribonucleic acid)
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher

Bemessungsgrundlagen und das grenzüberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
AVS Assurance-vieillesse et survivants
OMC Organisation mondiale du commerce
CdG Les Commissions de gestion
CEATE-CE Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de

l'énergie du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
IFSN Inspection fédérale de la sécurité nucléaire
OFCOM Office fédéral de la communication
EEE l'Espace économique européen
SSR Société suisse de radiodiffusion
OFAC Office fédéral de l'aviation civile
GRECO Group d'états contre la corruption
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
LEne Loi sur l'énergie
LApEl Loi sur l'approvisionnnement en électricité
ATS Agence Télégraphique Suisse SA
CEP Commission d'enquête parlementaire
ADN Acide désoxyribonucléique
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et

transfert des bénéfices)
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Questions de constitution

Die Staatsschutzkrise, aber auch die Diskussionen um die Annäherung an die
Europäische Gemeinschaft verliehen dem Prozess der Totalrevision neuen Aufwind.
Zuerst reichten die grüne, darauf die sozialdemokratische Fraktion und zuletzt die
Freisinnige Nabholz (ZH) Motionen  bezüglich einer materiellen Totalrevision der
Bundesverfassung ein. Die Motionen der GP und der SP (90.440) verlangen eine
Revision in demokratischer, ökologischer, föderalistischer und sozialer Hinsicht und
fordern Massnahmen, welche die Entwicklungen in Europa und die daraus
abzuleitenden Konsequenzen für die Schweiz mitberücksichtigen; eine derartige
Totalrevision würde nach Ansicht beider Parteien einen wesentlichen Schritt zur
Überwindung der gegenwärtigen Staatskrise bedeuten. In der Motion Nabholz (90.503)
geht es weniger um sachpolitische Ziele als um eine Verbesserung der
Innovationsfähigkeit des politischen Systems, wozu insbesondere eine Parlaments- und
Regierungsreform im Sinne der Vorschläge der Motion Rhinow (fdp, BL) (Mo. 90.435)
gehören würde. Die Motion Nabholz sowie jene der SP-Fraktion sehen einen
Verfassungsrat zur Ausarbeitung des Revisionsentwurfs vor; hierzu müsste in die
bestehende Verfassung zuerst ein entsprechender Artikel eingefügt werden. 1

MOTION
DATE: 23.03.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ordre juridique

Droit de vote et d’éligibilité

Der negative Entscheid der Landsgemeinde führte auch zu parlamentarischen
Vorstössen auf Bundesebene. Mit Motionen forderten die Fraktionen der CVP und der
GP sowie die Freisinnige Nabholz (ZH) Verfassungsänderungen, welche die politische
Gleichberechtigung auch für die Kantone zwingend vorschreiben. Der Bundesrat
beantragte anfangs Oktober, die Motionen bloss in Postulatsform zu überweisen, da
nach dem Bundesgerichtsurteil über die erwähnten staatsrechtlichen Beschwerden auf
eine aufwendige Verfassungsänderung eventuell verzichtet werden könne. Falls das
Urteil negativ ausfalle und auch die Landsgemeinde die Einführung des kantonalen
Frauenstimmrechts 1991 nochmals ablehne, werde er unverzüglich die geforderte
Verfassungsrevision einleiten. 2

MOTION
DATE: 14.12.1990
HANS HIRTER

Droits fondamentaux

Mit relativ knappem Mehr lehnte der Nationalrat eine von der SP und der GP
unterstützte Motion Weder (ldu, BS) für den Schutz der Grundrechte künftiger
Generationen ab. Das Recht der in Zukunft lebenden Menschen auf ein
menschenwürdiges Leben in einer möglichst unversehrten Umwelt sollte nach Ansicht
des Motionärs in der Verfassung verankert werden. Bundesrat Koller (cvp) hatte sich
dagegen ausgesprochen, einen neuen Rechtsbegriff zu kreieren. Zudem verpflichte der
bestehende Verfassungsartikel über Umweltschutz die Behörden schon heute, die
langfristigen Auswirkungen der Politik auf Mensch und Natur in Rechnung zu stellen. 3

MOTION
DATE: 26.11.1991
HANS HIRTER
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Sécurité intérieure

Der Nationalrat überwies zwei Motionen von Landesring-Vertretern zur Reorganisation
der Bundesanwaltschaft als Postulate (Mo. 89.339 und Mo. 89.404). Sie verlangten
namentlich eine Unterstellung der Bundesanwaltschaft unter den Gesamtbundesrat
und die Wahl des Bundesanwalts durch die Bundesversammlung. Eine Motion der
Grünen, welche die Uberwachung der Reorganisation der politischen Polizei durch die
PUK verlangte, wurde mit dem Argument abgelehnt, dass dies eine Aufgabe für die GPK
sei. 4

MOTION
DATE: 05.03.1990
HANS HIRTER

Institutions et droits populaires

Personnel de l’administration fédérale

Mit Argumenten der Geschlechtergleichstellung verlangte die grüne Fraktion mehr
Teilzeit- und Jobsharing-Stellen auch in den höheren Lohnklassen. Auf Antrag des
Bundesrates, der dem Anliegen durchaus positiv gegenüberstand und auf bereits in
Kraft gesetzte Richtlinien verweisen konnte, überwies der Nationalrat die Motion als
Postulat. Eine Motion [97.3085] Teuscher (gb, BE) für ein Konzept zur Bekämpfung von
sexuellen Belästigungen in der Bundesverwaltung wurde ebenfalls in Postulatsform
überwiesen. 5

MOTION
DATE: 21.03.1997
HANS HIRTER

Organisation du Parlement

Im Anschluss an die Finanzspritze des Bundes für die Erhaltung einer nationalen
Luftfahrtgesellschaft waren im Vorjahr diverse Vorstösse eingereicht worden, welche
die Kompetenz der Finanzdelegation des Parlaments zur Bewilligung solcher
ausserordentlichen und dringlichen Ausgabenentscheide des Bundesrats begrenzen
wollten. In der Herbstsession lehnte der Nationalrat zwei Motionen der SVP (01.3717)
resp. der Grünen (01.3654) für eine Limitierung auf maximal CHF 100 Mio. ab. Diese
Ablehnung geschah jedoch nicht aus inhaltlichen Gründen, sondern weil seine SPK sich
bereits an die Ausarbeitung entsprechender neuer Regeln in der Form einer
parlamentarischen Initiative gemacht hatte. 6

MOTION
DATE: 18.09.2002
HANS HIRTER

Droits populaires

Im Zuge der Diskussionen um die Gültigkeit der Ecopop- und der
Erbschaftssteuerinitiative reichte die Grüne Fraktion eine Motion ein, mit der sie
klarere gesetzliche Grundlagen für die Ungültigerklärung von Volksinitiativen verlangte.
Wenn Volksinitiativen an der Urne angenommen werden, die in Konflikt mit
internationalem Recht oder mit der in der Bundesverfassung festgeschriebenen
Verhältnismässigkeit stehen, dann sei die bisherige Praxis als zu liberal zu betrachten –
so die Motionäre. Allerdings leide die Rechtssicherheit, wenn die Regeln während der
parlamentarischen Debatte über die Gültigkeit von Volksinitiativen geändert würden.
Aus diesem Grund müsse ein gesetzlich abgestützter, feinerer Kriterienkatalog vorgelegt
werden. Ende August beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Eine
Präzisierung der Gültigkeitsvoraussetzungen reiche nicht, begründete die Regierung.
Die Einschränkung der Volksrechte dürfe nicht auf gesetzlicher, sondern müsse auf
verfassungsrechtlicher Ebene angegangen werden. Lösungen, die in diese Richtung
gingen – der Bundesrat erwähnte etwa die Diskussion zusätzlicher Schranken oder
Bedingungen – seien aber zurzeit nicht mehrheitsfähig. 7

MOTION
DATE: 20.08.2014
MARC BÜHLMANN

Die Forderung nach einer gesetzlichen Grundlage für eine Verfeinerung der Kriterien
zur Ungültigerklärung von Volksinitiativen, die von der Grünen Fraktion Mitte 2014 per
Motion gestellt und vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen worden war, wird sich in
der von der GP vorgeschlagenen Form nicht verwirklichen. Der Vorstoss wurde
abgeschrieben, weil er seit mehr als zwei Jahren hängig war. Das Thema Ungültigkeit
von Volksinitiativen war damit freilich nicht vom Tisch, hatten doch beide
Staatspolitischen Kommissionen einer parlamentarischen Initiative der SPK-SR Folge
gegeben, die strengere Kriterien bei der Prüfung der Gültigkeit von Volksinitiativen
einführen will.

MOTION
DATE: 17.06.2016
MARC BÜHLMANN
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Elections et votations (organisation)

Noch vor den eidgenössischen Wahlen 2015 hatte die Grüne Fraktion zwei Motionen
eingereicht, mit denen sie mehr Transparenz in der Parteien- und
Abstimmungsfinanzierung forderte. Zum einen wurde die Kritik der Greco von 2011 an
der nicht existierenden Transparenz bei der Parteienfinanzierung (Mo. 15.3715) als
Begründung herangezogen: Parteien sollen mit der Motion verpflichtet werden, die
Vergabe von Spenden, die einen zu bestimmenden Schwellenwert übersteigen,
öffentlich zu machen. Diese Transparenz sei zum anderen auch nötig bei
Abstimmungskampagnen (Mo. 15.3714), bei denen erschwerend hinzukomme, dass sie
häufig nicht über eine Parteikasse, sondern über Abstimmungskomitees finanziert und
organisiert würden. Auch diese parteiunabhängigen Akteure müssten zu einer
Veröffentlichung von Zuwendungen verpflichtet werden. 
Der Bundesrat zeigte in seiner Stellungnahme keine Absicht, bei der Parteien- und
Abstimmungsfinanzierung für mehr Transparenz zu sorgen. Einerseits habe die Greco
für Abstimmungen keine Handlungsempfehlungen gegeben und andererseits habe das
Parlament erst kürzlich – die Regierung verwies auf eine parlamentarische Initiative der
RK-NR – auf die Einführung von entsprechenden Massnahmen verzichtet. Zudem wären
die Eigenheiten des politischen Systems mit einem Gesetz zu Partei- und
Abstimmungsfinanzierung nicht vereinbar: privates Engagement im Rahmen des
Milizsystems, die kantonale Autonomie in diesen Fragen, aber auch die direkte
Demokratie, in deren Rahmen sich Parteien besonders stark auch finanziell betätigen
müssten, würden durch mehr Transparenz eher behindert. Diese Ausführungen hatte
der Bundesrat bereits bei seiner Antwort an die Greco verwendet. 
In der Ratsdebatte machte Bundesrätin Simonetta Sommaruga zudem klar, dass die
Idee bei den Parteien – mit Ausnahme der SP – auf wenig Gegenliebe stosse. Dies
hätten die Von-Wattenwyl-Gespräche gezeigt, die 2014 mit den Parteien zu diesem
Thema geführt worden waren. Die SP-Magistratin wies freilich auch auf die
Transparenz-Initiative hin, die im April 2016 lanciert worden war und mit der es
vielleicht möglich werde, dass die Bevölkerung über das Thema befinden könne. Die
Nationalrätinnen und Nationalräte schienen in der Tat keine Lust zu haben, hier selber
tätig zu werden. Beide Motionen wurden nur von 67 Stimmen aus den Fraktionen der
GP, der SP, der GLP und der BDP (mit Ausnahme von Hans Grunder) und vereinzelten
Stimmen aus der CVP unterstützt. Gegen mehr Transparenz bei der
Parteienfinanzierung stimmten 122 Volksvertreterinnen und -vertreter (1 Enthaltung)
und gegen ein Kampagnenfinanzierungsgesetz fanden sich 121 Stimmen (2
Enthaltungen). 8

MOTION
DATE: 01.06.2017
MARC BÜHLMANN

Politique étrangère

Relations avec l'UE

En raison du processus d'intégration européenne, le groupe écologiste, estimant que la
Suisse ne pouvait plus se permettre de participer à tous les efforts d'harmonisation
dans le domaine économique et faire bande à part sur le plan social, avait déposé en
1990 une motion chargeant le Conseil fédéral de soumettre le plus rapidement possible
au parlement un arrêté fédéral relatif à la ratification de la Charte sociale européenne.
La Suisse, qui a signé cette charte en mai 1976, figure parmi les derniers Etats membres
à ne pas l'avoir encore ratifiée. Dans sa réponse, le Conseil fédéral, tout en
reconnaissant l'importance de la Charte sociale comme l'une des principales
réalisations du Conseil de l'Europe, a déclaré qu'il préférait actuellement concentrer
ses efforts sur la négociation du traité de l'EEE et se réserver la possibilité de revenir
ultérieurement sur la question; il a, par conséquent, proposé de transformer la motion
en postulat, ce que la majorité du Conseil national a accepté. 9

MOTION
DATE: 02.10.1991
ANDRÉ MACH
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Relations avec des organisations internationales

Le Conseil national a transmis comme postulat deux motions du groupe écologiste
ayant trait à la nouvelle Organisation mondiale du commerce. La première charge le
Conseil fédéral d'oeuvrer - lors des négociations qui seront menées sous l'égide de
l'OMC - pour que les règles du commerce mondial soient conformes au principe du
développement durable. La seconde, quant à elle, demande au gouvernement d'élargir
la coopération de la Suisse en matière de politique commerciale avec les pays en
développement les plus pauvres et de débloquer des fonds supplémentaires
permettant de compenser les effets négatifs que ces pays pourraient subir. 10

MOTION
DATE: 24.03.1995
LIONEL EPERON

Armée

Armement

Im November ergriff die Grüne Partei gegen den Flugzeugkauf das Referendum, um die
Kampfjet-Debatte doch noch vors Volk zu bringen. 11

MOTION
DATE: 14.11.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Gut ein Jahr nach dem Nein zur Kampfjetbeschaffung an der Urne, legte die SiK-NR
eine Kommissionsmotion vor. Für die langfristige Sicherung des Luftraumes soll der
Bundesrat dem Parlament einen Masterplan Luftraumsicherung vorlegen. Dieser soll
überdies auch die Bereiche Luftverteidigung sowie die Luftwaffe im Allgemeinen
abdecken. Die Motion griff eine Reihe von Fragen auf, die schon geraume Zeit hängig
waren. Die Ablehnung der Beschaffung von 22 Gripen-Jets stellte die Luftwaffe vor
einige Herausforderungen. So sei zu klären, welches die Kostenfolgen der
Ausserdienststellung der Tiger F5 Jets sein werden, wie die Sicherheit in der Luft in den
kommenden Jahren gewährleistet werden soll, wie die gegenwärtig noch im Einsatz
stehenden F/A-18 weiterhin instand gehalten werden können und wann eine neue
Evaluationsrunde für den Kauf neuer Kampfflugzeuge in Angriff genommen werden soll.
Der Masterplan soll auch aufzeigen, wie eine künftige Flugzeugbeschaffung zu
finanzieren wäre, sowie Auskunft darüber geben, wie die Umsetzung des beschlossenen
24-Stunden-Betriebes vonstatten gehen soll. Bestehende Dokumente deckten zwar
bereits einen Teil der Forderungen ab, jedoch sei von "Unsicherheiten für die nächsten
20 bis 25 Jahre" die Rede. Mit dem geforderten Masterplan möchte die SiK grössere
Planungssicherheit erzielen. 
Der Bundesrat teilte im Grundsatz das Anliegen einer Sicherung und Verteidigung des
Luftraumes, verwies jedoch zugleich an das bereits bestehende Konzept und weitere
sich in Arbeit befindliche Papiere, wie beispielsweise auch den neuen Bericht über die
Sicherheitspolitik in der Schweiz (der zum Zeitpunkt der Behandlung der Motion
allerdings noch ausstehend war) oder die Weiterentwicklung der Armee WEA. Insofern
befürchtete der Bundesrat einen grossen Aufwand und Doppelspurigkeiten, wenn
weitere, in seinen Augen nicht nötige, Berichte und Konzepte vom Parlament in Auftrag
gegeben würden.
In der Plenardebatte zeigte Kommissionssprecherin Glanzmann (cvp, LU) die
Beweggründe der Kommission auf und betonte, dass es auch darum ginge, den
Bundesrat unterstützen zu können, wenn es dereinst um Budgetdebatten für neue
Kampfflugzeuge gehe. Mit ihren Ausführungen gelang es, eine Mehrheit von 110 Stimmen
für die Motion zu gewinnen, 64 Nationalrätinnen und -räte (Grüne, Sozialdemokraten
und glp-Angehörige) sprachen sich dagegen aus, 2 blieben unentschieden. Bundesrat
Maurers Entgegnungen konnten die Annahme der Motion und die daraus resultierenden
Arbeiten nicht abwenden. Er musste auf die Beratungen im Ständerat hoffen. 12

MOTION
DATE: 22.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Service civil et refus de servir

Le Conseil national a adopté une motion Heiner Studer (pep, AG), qui demandait au
Conseil fédéral d’introduire la notion de «preuve par l’acte» dans la cadre de la loi
fédérale sur le service civil, et de renoncer ainsi, pour une économie d’environ CHF 6.6
millions par année, à la procédure d’admission au service civil, jugée trop coûteuse.
Soutenue par une large alliance composée du PS, des Verts, du Parti évangélique
populaire et d’une grande partie du PDC – de même que quatre réprésentants radicaux
et cinq UDC –, la motion a finalement été adoptée par 96 voix contre 77. 13

MOTION
DATE: 15.12.2005
ELIE BURGOS

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Die Motion der Grünen Fraktion „Förderung ökologischer und innovativer
Wirtschaftsinitiativen“, die der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrats im
Rahmen der ausserordentlichen Session zu Konjunktur und Arbeitslosigkeit im Herbst
2009 überwiesen hatte, wurde im Herbst 2010 vom Ständerat abgelehnt. Die Mehrheit
der kleinen Kammer teilte die Einschätzung des Bundesrats, dass eine breite und
umfassende Förderung ökologischer Innovationen bereits mit dem bestehenden
Instrumentarium erreicht wird. 14

MOTION
DATE: 29.09.2010
SUZANNE SCHÄR

Crédit et monnaie

Régulation des marchés financiers

En capitalisant sur le scandale des Paradise Papers, le groupe des Verts a déposé une
motion qui vise l'implémentation d'un impôt sur les transactions financières à partir
ou à destination des paradis fiscaux. Le Conseil fédéral a recommandé le rejet de la
motion. Il a rappelé les engagements déjà existants en matière de blanchiment d'argent
comme le projet BEPS. La motion a été classée car elle n'a pas été traitée dans le délai
imparti.

MOTION
DATE: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Agriculture

Production animale

Le 2 mars 2021, le conseiller national vert Felix Wettstein (SO) a déposé une motion
intitulée «des fourrages locaux pour une labellisation suisse des œufs et de la viande».
L'élu soleurois demande au Conseil fédéral «d'adapter les dispositions relatives aux
indications de provenance suisses afin que l'appellation suisse ne soit donnée aux
produits d'origine animale comme la viande, le lait, les œufs ou le poisson d'élevage
que si l'alimentation des animaux de rente concernés se fonde à 75 pour cent au moins
sur une base fourragère provenant de Suisse». 
Cette proposition a été fortement combattue par de nombreux élus de l'UDC,
reprochant notamment à l'élu vert de vouloir, en réalité, limiter la production et la
consommation de viande en Suisse. Le Conseil fédéral, représenté par Guy Parmelin, a
recommandé le rejet de cette motion pour trois raisons. Premièrement, à cause des
contrôles supplémentaires nécessaires pour déterminer l'origine des fourrages.
Deuxièmement, en raison du prix de l'introduction d'un nouveau critère de l'origine
suisse des produits, qui pèserait lourdement dans les coûts de production.
Troisièmement, à cause des complications auxquelles les consommateurs et la
consommatrices seraient confrontées dans la désignation des denrées alimentaires, qui
amoindriraient l'avantage supposé de ce nouveau critère.
Au final, la motion a été rejetée par le Conseil national par 94 voix, contre 49 voix et 29
absentions. Les partis en faveur de la motion étaient les Verts (24), les Vert'libéraux (12)
et le PS (10), tandis que ceux en défaveur étaient l'UDC (50), le Centre (21) et le PLR (20).
Les abstentionnistes provenaient principalement du PS (23), des Verts (3) et des
Vert'libéraux (3). 15

MOTION
DATE: 02.03.2023
LLOYD FLETCHER
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Denrées alimentaires

Autre opposition aux OGN, les Verts ont déposé une motion afin d’interdire l’utilisation
des aliments contenant des gènes résistants aux antibiotiques. Cette motion visait tout
particulièrement le cas du maïs Bt-176, autorisé par la Confédération en 1998. Le
groupe écologique, se basant sur des travaux médicaux récents, espérait ainsi obtenir à
la fois l’interdiction de ce type d’organismes et l’institution d’un moratoire afin de
mieux cerner les tenants et aboutissants de cette nouvelle forme d’agriculture. Le
Conseil national a, dans un vote très serré, accepté la partie de la motion qui
demandait, sous forme de postulat, une interdiction de la dissémination d’OGM
contenant des gènes résistants aux antibiotiques. 16

MOTION
DATE: 18.09.2000
FRANÇOIS BARRAS

Finances publiques

Impôts indirects

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Darbellay (cvp, VS), welche den
grenzüberschreitenden Busverkehr mit dem Eisenbahn- und Luftverkehr in Bezug auf
die Mehrwertsteuer gleich behandeln will. Abgelehnt wurde eine Motion Chevrier (cvp,
VS) (Mo. 04.3405) zur gesonderten Besteuerung von Luxusgütern. Bundesrat Merz
erklärte, dass die Regierung nicht noch einen weiteren Sondersatz wolle. Zudem stelle
sich die Frage der Abgrenzung, was denn Luxusgüter überhaupt seien. Ebenfalls keine
Chance hatte eine Motion der Grünen Fraktion (Mo. 04.3185), welche eine Erhöhung
des Anteils am Mehrwertsteuerertrag, der zugunsten unterer Einkommensschichten
verwendet werden muss (z.B. Krankenkassenprämienverbilligung) von 5% auf 10%
verlangt hatte. 17

MOTION
DATE: 23.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Infrastructure et environnement

Energie

Politique énergétique

Suite aux conséquences conjoncturelles du Covid-19, le groupe des Verts considère
que la relance économique induite par le Conseil fédéral doit se teinter de vert. Pour
être précis, le groupe estime qu'il est nécessaire de lancer un programme d'impulsion
dans les domaines de l'énergie et de la biodiversité. L'objectif sous-jacent de la motion
est d'accélérer la mise en œuvre de la Stratégie énergétique 2050 et de la Stratégie
biodiversité. La motion préconise notamment des programmes d'encouragement pour
la rénovation des bâtiments, pour le développement des énergies renouvelables, pour
des synergies entre agriculture et forêt, pour des synergies entre milieux naturels et
réseau routier, et pour un renforcement de la protection des hauts-marais. 
Le Conseil fédéral estime qu'un tel programme d'impulsion n'est pas nécessaire. Dans
son contre-argumentaire, il a cité les nombreuses mesures déjà prises dans les
domaines de l'énergie et de la biodiversité: révision de la loi sur l'énergie (LEne),
révision de la loi sur l'approvisionnement en électricité (LApEl), révision de la loi sur le
CO2, ou encore des mesures en faveur de la protection de la biodiversité en forêt. 
En chambre, la motion a été rejetée par 118 voix contre 68. Les arguments des Verts
n'ont convaincu, au-delà de leurs sièges, que 37 députés et députées socialistes et 3
députés et députées du parti évangélique. 18

MOTION
DATE: 09.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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Energie nucléaire

Le Conseil national a par ailleurs adopté deux motions ayant le même but que la
motion Schmidt. Un texte émanant du PBD (Mo. 11.3426) a obtenu une majorité de 108
voix contre 76. Celui-ci exige l’arrêt des autorisations de construction d’installations
nucléaires à partir de 2012. C’est par 108 voix contre 76 que la chambre du peuple a
accepté le premier point d’une motion des Verts demandant au Conseil fédéral de
présenter un scénario de sortie progressive du nucléaire. 19

MOTION
DATE: 06.12.2011
LAURENT BERNHARD

Kurz nachdem das ENSI nach dreijährigem Betriebsunterbruch dem Atomkraftwerk
Beznau die Wiederinbetriebnahme des Reaktorblocks 1 erlaubt hatte, reichte die Grüne
Fraktion eine Motion ein, die ein Ende des Atommeilers forderte. Konkret soll der
Bundesrat dem Atomkraftwerk Beznau die Betriebsbewilligung für beide Reaktorblöcke
entziehen und den Rückbau einleiten. Die Grüne Fraktion argumentierte, dass die
Anlage zu den ältesten der Welt gehöre, nicht den aktuellen Sicherheitsanforderungen
entspreche, keinem Flugzeugabsturz standhalten würde, eine zu grosse Angriffsfläche
für Terroranschläge biete und zu wenig erdbebensicher sei. Dem Bundesrat warf die
Fraktion zudem vor, Verordnungsanpassungen nur zwecks Ermöglichung des
Weiterbetriebs der Anlage vorzunehmen. Des Weiteren monierte sie, dass in
Anbetracht des Volksentscheids zum Atomausstieg eine Wiederinbetriebnahme einer
veralteten Anlage absurd sei und der Atommeiler ohnehin aufgrund der
Stromüberproduktion die Rentabilität sauberer Energie, namentlich der Wasserkraft,
gefährde. 
Der Bundesrat entgegnete in seiner Stellungnahme vom Mai 2018, dass die Sicherheit
der Anlagen durch die unabhängige Aufsichtsbehörde ENSI überprüft werde und die
Anlagen nur so lange in Betrieb sein dürften, wie ihre Sicherheit gewährleistet sei. Dies
entspreche auch dem Willen des Stimmvolks, das diesen Grundsatz in der
Energiestrategie 2050 gestützt und eine Befristung des Weiterbetriebs in der
Atomausstiegs-Initiative abgelehnt habe. Mit der genannten Verordnungsanpassung
werde zudem in erster Linie die bisherige Praxis im Wortlaut präzisiert. Insgesamt fehle
es an einer gesetzlichen Grundlage für eine politisch motivierte Ausserbetriebnahme,
erklärte der Bundesrat abschliessend in seiner ablehnenden Haltung. 
In die Ratsdebatte gelangte der Vorstoss schliesslich nicht, da die Motion nicht innert
der Zweijahresfrist abschliessend im Rat behandelt wurde und sie deshalb im Sommer
2020 zur Abschreibung kam. 20

MOTION
DATE: 19.06.2020
MARCO ACKERMANN

Mit einer Motion wollte die Grüne Fraktion verhindern, dass der Bundesrat während
eines hängigen Rechtsverfahrens gegen ein Atomkraftwerk zum Thema
Erdbebensicherheit die betroffenen Verordnungen anpasst. Insbesondere die
vorgesehene Präzisierung der zulässigen Strahlendosis von 1 Millisievert auf 100
Millisievert bei starken Erdbeben, die durchschnittlich einmal alle 10'000 Jahre
vorkommen, war der Fraktion ein Dorn im Auge, weshalb sie diese mit der Motion
verhindern wollte. Trotz teils heftigen Widerstands setzte der Bundesrat die neuen
Bestimmungen, die von den Kritikerinnen und Kritikern auch als «Lex Beznau»
bezeichnet wurden, per 1. Februar 2019 in Kraft. 
Da die Motion mit dem gleichfalls lautenden Titel «keine Lex Beznau» nicht innert zwei
Jahren abschliessend im Rat behandelt worden ist, wurde sie im Sommer 2020
abgeschrieben. 21

MOTION
DATE: 19.06.2020
MARCO ACKERMANN

Transports et communications

Transports et communications

Eine 2013 eingereichte Motion der Grünen Fraktion wollte den Bundesrat mit einer
Änderung des Personenbeförderungsgesetzes beauftragen. Das Gesetz, welches in
Artikel 15 den Transportunternehmen gebietet, die Tarife so zu gestalten, dass
angemessene Gewinne möglich sind, solle neu den Auftrag enthalten, mittels
Tarifgestaltung die Verlagerung von der Strasse auf die Schiene  zu begünstigen. Der
Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, da Tarifsenkungen nur geringe
Verlagerungseffekte hätten, unter dem Strich zu mehr Verkehr führten und den
steigenden Kosten des Unterhalts nicht Rechnung trügen. Der Nationalrat lehnte die
Motion im Frühjahr 2015 mit 132 zu 59 Stimmen bei einer Enthaltung klar ab. 22

MOTION
DATE: 12.03.2015
NIKLAUS BIERI
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Chemin de fer

Eine Motion der Grünen-Fraktion forderte, das Nachtzugangebot aus der Schweiz zu
vergrössern. Der Bund sollte dazu angehalten werden, ein allfälliges Betriebsdefizit der
SBB, welches durch den Ausbau des Nachtzugnetzes entsteht, zu übernehmen. Die
Fraktion argumentierte, dass durch die Ablehnung des CO2-Gesetzes an der Urne kein
Klimafonds geschaffen worden sei, der solche Defizite decken und die Verkehrswende
voranbringen könnte.
In der Sondersession im Mai 2023 stand die Motion auf der Traktandenliste des
Nationalrats. Bundesrat Albert Rösti erklärte im Rat, dass das Anliegen bei der
Landesregierung auf offene Ohren stosse, eine Unterstützung der Nachtzüge aber
bereits im neuen bundesrätlichen Entwurf zum CO2-Gesetz vorgesehen sei. Angesichts
der dort geplanten jährlichen Unterstützung der Nachtzüge mit CHF 30 Mio. von 2025
bis 2030 zog Aline Trede (gp, BE) die Motion ihrer Fraktion zurück. 23

MOTION
DATE: 03.05.2023
MARCO ACKERMANN

Trafic aérien

Le Conseil national a transmis une motion de la commission de gestion demandant au
gouvernement de confier à la société Rega, et non plus à l'OFAC, l'exécution des
opérations de recherche d'aéronefs civils. Dans le souci de simplifier la chaîne de
secours et de supprimer les doubles emplois (maintien de deux flottes, existence de
deux services de piquet, etc.), la grande chambre a en effet estimé que la Rega, chargée
actuellement uniquement d'effectuer les opérations de sauvetage, devrait être dès le
début responsable de l'ensemble des opérations. Les députés ont en revanche rejeté
une motion du groupe écologiste (94.3209) et une motion Meier (pe, ZH) (95.3138)
demandant d'interdire, respectivement, les meetings aériens et les atterrissages et
décollages d'aéronefs entre 23 h 00 et 05 h 30. Ils ont fait de même par ailleurs avec
un postulat Gros (pl, GE) (93.3351 / 95.3284) invitant le gouvernement à lever
l'interdiction frappant les ultralégers motorisés (ULM). 24

MOTION
DATE: 04.03.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Überwiesen wurde vom Nationalrat mit 72 gegen 63 Stimmen eine Motion Baumberger
(cvp, ZH), welche explizit die Einführung der Marktmiete verlangt. Die SP, die GP und
ein Teil der CVP-Fraktion wehrten sich vergeblich gegen einen Systemwechsel, der ihrer
Meinung nach der Abschaffung des Mieterschutzes gleichkäme und drohten, wie auch
der Mieterverband, mit dem Referendum. Sie beriefen sich auf den Bericht der vom
Bundesrat eingesetzten Studienkommission Marktmiete von 1993, der - ohne eine
Empfehlung abzugeben - davon ausgeht, dass eine Einführung der Marktmiete zu
Preiserhöhungen, insbesondere auch im Altwohnungsbestand, führen würde.
Bundesrat Delamuraz machte sich für eine etappenweise Reform stark, die vor allem
die Vereinfachung des Mieterrechts zum Ziel haben müsse. Eine reine Marktmiete sei
hingegen wirtschaftlich und sozial nicht zu verkraften. Vergeblich sprach er sich für die
Umwandlung der Motion in ein Postulat aus. Die Befürworter der Marktmiete sprachen
sich zur „sozialen Abfederung“ des Systemwechsels für eine staatliche Subjekthilfe
aus. 25

MOTION
DATE: 09.06.1994
EVA MÜLLER

Protection de l'environnement

Politique de protection de l'environnement

Pour sa part, le Conseil national a transmis comme postulat une motion de son groupe
écologiste demandant au Conseil fédéral de présenter une conception détaillée des
mesures envisagées pour atteindre les objectifs du sommet de Rio, soit de stabiliser en
l'an 2000 les émissions de CO2 à leur niveau de 1990. 26

MOTION
DATE: 01.03.1994
SERGE TERRIBILINI
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Une motion Hans Fehr (udc, ZH) a suscité un débat animé au Conseil national. La
motion chargeait l’exécutif de supprimer le droit de recours des associations en
matière de construction et de planification, en modifiant notamment les lois
concernant la protection de l’environnement, l’aménagement du territoire, la
protection de la nature et du paysage, les chemins pour piétons et de randonnée
pédestre. Le motionnaire estimait que le droit de recours des associations entravait la
bonne marche de l’économie, des industries et du marché du travail. Le Conseil fédéral
a répondu que les recours des associations ayant abouti avaient mis en évidence des
manquements liés aux projets. De plus, les recours issus des organisations de
protection de l’environnement représentaient une part minime de l’ensemble des
recours émanant le plus souvent de privés ou de communes. L’exécutif a recommandé
le rejet de la motion. Le débat s’est animé entre les représentants des Verts et de l’UDC
qui se sont tour à tour renvoyé la balle. Finalement, la décision a été repoussée en
raison du nombre insuffisant de députés présents dans la salle. 27

MOTION
DATE: 16.06.1999
LAURE DUPRAZ

Um einen vollständigen Ausstieg aus der Atomenergie in Erwägung zu ziehen, bedarf es
nach Hans Rutschmann (svp, ZH) möglichst effizienter Verfahren, um auf alternative
Energiequellen zurückgreifen zu können. Aus diesem Grund forderte er in einer Motion
die Aufhebung des Verbandsbeschwerderechts bei Energieprojekten. Eine
ablehnende Antwort erhielt der Motionär vom Bundesrat. Dieser war der Ansicht, dass
das Beschwerderecht in der Vergangenheit mit Mass und meist zu Recht verwendet
worden sei. Wo es ergriffen wurde, habe es selten zur Sistierung eines Projektes
geführt, sondern eher zu dessen Qualitätsverbesserung beigetragen. Der Nationalrat
hingegen nahm das Anliegen in der Sommersession mit 98 zu 87 Stimmen an. Gegen
eine Einschränkung des Verbandsbeschwerderechtes stellten sich die SP, die Grünen
und die BDP. Die CVP zeigte sich gespalten. Die ständerätliche UREK unterbreitete
ihrem Rat infolgedessen eine abgeänderte Version der Motion. Diese sah nicht die
Abschaffung des Beschwerderechtes in Energieprojekten vor, sondern eine Prüfung von
Massnahmen, die sicherstellen würden, dass das Beschwerdeverfahren gegen Anlagen
zur Produktion von Strom mittels erneuerbarer Energien möglichst kurz gehalten
würde. Dies stiess sowohl im Ständerat wie auch im Nationalrat auf Zustimmung und die
Motion wurde mit neuem Wortlaut an den Bundesrat überwiesen. 28

MOTION
DATE: 06.12.2011
MARLÈNE GERBER

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Recherche médicale

Im Anschluss an die Beratungen überwies der Rat eine Motion der vorberatenden
Kommission, die den Bundesrat beauftragt, eine Vorlage zu unterbreiten, welche die
Anwendung von Genomanalysen regelt und insbesondere die Anwendungsbereiche
definiert sowie den Schutz der erhobenen Daten gewährleistet. Nationalrätin Ulrich (sp,
SO) zog daraufhin ihre analoge parlamentarische Initiative zurück (Pa.Iv. 89.240). Eine
parlamentarische Initiative der inzwischen aus dem Rat ausgeschiedenen Abgeordneten
Fetz (poch, BS) für ein Moratorium im Bereich der Gentechnologie wurde dagegen klar
abgelehnt (Pa.Iv. 88.234). Zwei Kommissionspostulate zur Forschung über die
Auswirkungen der Gentechnologie und zur Bildung einer Kommission für gentechnische
Forschung wurden diskussionslos überwiesen (Po. 89.441 und Po. 89.442). Gleich wie
der Ständerat beschloss auch der Nationalrat, einer Standesinitiative des Kantons St.
Gallen Folge zu geben, welche verlangt, dass der Bund unverzüglich Vorschriften über
die DNS-Rekombinationstechniken in Medizin, Landwirtschaft und Industrie erlassen
soll. Zwei dringliche Interpellationen (Grüne Fraktion: D.Ip. 91.3040 und Baerlocher,
poch, BS: D.Ip 91.3045)   zur Freisetzung gentechnisch veränderter Kartoffeln in der
eidgenössischen Forschungsanstalt von Changins (VD) wurden nach dieser
reichbefrachteten Debatte nicht mehr diskutiert. 29

MOTION
DATE: 20.03.1991
MARIANNE BENTELI
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Sport

Einige Tage vor der Volksabstimmung überwies der Nationalrat gegen den Willen der
Vertreter der Grünen Partei, welche kritisierten, das Projekt 2006 trage dem
Umweltschutz noch weniger Rechnung als jenes für das Jahr 2002, mit 125 zu 12
Stimmen eine Motion Comby (fdp, VS), welche verlangt, der Bund solle sich mit dem
Kanton Wallis und der Gemeinde Sitten auch in finanzieller Hinsicht solidarisch zeigen,
um diesen sportlichen Anlass von internationaler Bedeutung zu ermöglichen. 30

MOTION
DATE: 04.06.1997
MARIANNE BENTELI

Assurances sociales

Assurances sociales

Mit einer Motion ersuchte die Grüne Fraktion den Bundesrat, dem Parlament die
Europäische Sozialcharta erneut zur Ratifizierung vorzulegen. Die Schweiz hat die
Charta 1976 unterzeichnet, doch lehnten sowohl der Ständerat (1984) als auch der
Nationalrat (1987) die Ratifizierung ab. Die Grüne Fraktion wies darauf hin, dass — mit
Ausnahme von Liechtenstein, San Marino und der Schweiz — alle Mitgliedstaaten des
Europarates die Charta ratifiziert haben oder daran sind, dies zu tun. Nach Ansicht der
Grünen kann es sich die Schweiz auf die Dauer nicht leisten, zwar bei allen
europäischen Harmonisierungsbemühungen in wirtschaftlichen Belangen
mitzumachen, auf sozialpolitischem Gebiet aber abseits zu stehen. Wie bereits im
Vorjahr bei der Beantwortung einer entsprechenden Interpellation Pini (fdp, TI) (Ip.
90.343) bekräftigte der Bundesrat seinen Wunsch, im Moment alle Anstrengungen auf
die EWR-Verhandlungen zu konzentrieren. Unter Berücksichtigung der sozialpolitischen
Massnahmen, die in diesen Verhandlungen ebenfalls einbezogen sind, wolle er sich die
Möglichkeit vorbehalten, auf die Frage der Ratifikation dann zurückzukommen, wenn
die günstigsten Bedingungen zu ihrer Annahme gegeben seien. Auf seinen Antrag wurde
die Motion nur in der Postulatsform angenommen. 31

MOTION
DATE: 05.10.1991
MARIANNE BENTELI

Eine Motion der grünen Fraktion verlangte verschiedene Massnahmen im Bereich der
Sozialversicherungen, um die sozialen Folgen der Wirtschaftskrise zu bewältigen. Es
sollte das Arbeitslosenversicherungsgesetz rasch angepasst werden, indem während
der Rezession wieder 520 Taggelder an alle Erwerbslosen ausbezahlt werden. Zudem
würde der Solidaritätsbeitrag auf das gesamte nichtversicherte Einkommen ab CHF
126'000 erhoben und nicht auf ein Höchsteinkommen limitiert, sowie eine Einfrierung
der Krankenkassenprämien für die nächsten zwei Jahre erfolgen. Der Bundesrat
empfahl die Motion zur Ablehnung, da er beispielsweise die vorgeschlagene
Finanzierung der Prämienerhöhungen über Bundesgelder als dem Versicherungsprinzip
nicht entsprechend ansah. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 124 zu 62 Stimmen
ab. 32

MOTION
DATE: 15.09.2009
LINDA ROHRER

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

Im Parlament wurden mehrere Eingaben zur 10. AHV-Revision eingereicht mit dem
Ziel, durch Verbesserungen bei der Beitragsleistung höhere Renten zu  erreichen. Die
beiden Zürcher Freisinnigen Spoerry (Po. 90.322) und Allenspach (Po. 90.406) wollten
so die Alimente geschiedener Frauen und die AHV-Beiträge erwerbstätiger Personen im
Rentenalter in die Berechnung der Renten einbeziehen, während die Grüne Fraktion
Betreuungsgutschriften für die unentgeltliche Pflege von Angehörigen verlangte. Alle
drei Vorstösse wurden als Postulat überwiesen.

Ebenfalls im Rahmen der 10. AHV-Revision reichte die Grüne Fraktion eine weitere
Motion ein, die verlangt, dass pflegebedürftigen Betagten, die zu Hause betreut werden
und die so einen Heim- oder Spitalaufenthalt vermeiden können, ein angemessenes
Taggeld ausbezahlt wird (Mo. 90.314). 33

MOTION
DATE: 22.06.1990
MARIANNE BENTELI
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Assurance-maladie

Ebenfalls abgelehnt wurde im Nationalrat eine Motion der Grünen, welche den
Bundesrat beauftragen wollte, die im Krankenversicherungsgesetz zugesicherten
Bundesbeiträge an die Kantone von 7,5 auf 10% zu erhöhen. Dabei sollten die Kantone
verpflichtet werden, die Höhe der Prämienverbilligung so anzusetzen, dass die
Bundessubventionen voll ausgeschöpft werden. Der Bundesrat beantragte die
Ablehnung der Motion, da eine eben erst beschlossene Regelung (7,5%) nicht schon
wieder in Frage gestellt werden sollte. Auch eine Motion (09.3454) Steiert (sp, FR) fand
keine Mehrheit für einen zusätzlichen Bundesbeitrag an die kantonalen
Prämienverbilligungen. 34

MOTION
DATE: 09.03.2009
LINDA ROHRER

Assurance-chômage

Ebenfalls erfolglos blieb eine Motion der GP, die den Bundesrat beauftragen wollte, das
Arbeitslosenversicherungsgesetz so schnell wie möglich insofern anzupassen, dass
wieder 520 Taggelder an alle Erwerbslosen ausbezahlt werden können. Argumentiert
wurde damit, dass es nicht sein könne, dass zunehmend die Gemeinden über die
Sozialhilfe für die Kosten der Arbeitslosigkeit aufkommen müssen. Der Bundesrat
entgegnete, dass eine Verlängerung der Bezugsdauer sich kaum positiv auf die
Wiedereingliederung von Stellensuchenden auswirken würde und beantragte daher die
Ablehnung der Motion. Dem folgte auch der Nationalrat und lehnte die Motion mit 131
zu 63 Stimmen ab. 35

MOTION
DATE: 09.03.2009
LINDA ROHRER

Groupes sociaux

Politique d'asile

Au vu de la tragédie qui frappe les réfugiés en Méditerrannée, le groupe des Verts, par
le biais de son porte-parole le conseiller national Balthasar Glättli (pes, ZU), a déposé
une motion réclamant une aide massive et urgente dans les pays de départ des migrants
ainsi que la création d'ouvertures dans la "forteresse Europe". L'objet a été débattu au
Conseil national lors de la session extraordinaire "Vague de réfugiés en Europe et
contrôles aux frontières" du 10 décembre 2015. La motion comporte les revendications
suivantes: la restauration de la possibilité (supprimée en 2012) de déposer une
demande d'asile dans les ambassades, la mise en œuvre de la promesse d'accueil de
3000 réfugiés syriens faite par la Suisse en 2015, ainsi que l'accueil d'un contingent
supplémentaire, l'engagement du Conseil fédéral dans une refonte du système Dublin,
qui repartirait les réfugiés entre les États Dublin en fonction de leur puissance
économique, le développement d'un mécanisme entre les États Dublin, permettant aux
réfugiés de déposer une demande d'asile sans devoir immigrer illégalement à l'aide de
passeurs, un soutien aux pays d'Europe les plus touchés par la crise migratoire, comme
la Grèce ou l'Italie et enfin, le renforcement massif et immédiat de l'aide sur place aux
réfugiés de la guerre civile en Syrie. En septembre 2015, le Conseil fédéral a
recommandé de rejeter la motion. Lors de la session, le groupe des Verts a appelé à
débattre de chacun des chiffres de sa motion individuellement. Le premier point, celui
qui demande le retour de la possibilité d'effectuer une demande d'asile dans les
ambassades, est celui qui a rencontré le plus d'oppositions. Le système en soi ne pose
pas problème, c'est plutôt le risque que la Suisse soit le seul pays d'Europe à le faire qui
a dissuadé les parlementaires de voter en sa faveur. Le refus est net: 136 voix contre 53,
avec une seule abstention. Au point 2, qui concerne la mise en oeuvre rapide de la
décision d'accueillir 3000 réfugiés syriens, le Conseil fédéral avait répondu que le
projet suivait son cours. Le Conseil national a refusé cet élément de la motion par 119
voix contre 71, avec toujours une abstention. Une claire différence entre les partis
bourgeois, qui ont tous refusé ce point et le reste de l'hémicycle s'est fait sentir lors de
la lecture des résultats nominatifs. Concernant la refonte du système Dublin, qui
répartirait les réfugiés en fonction de la puissance économiques des pays, il a été
rétorqué que le critère économique seul ne suffisait pas, et qu'il fallait prendre aussi en
compte les aspects sociétaux et politiques des différents pays. Le chiffre 3 de la motion
du groupe des Verts a donc été refusé à 135 voix contre 55, avec cette fois 2
abstentions. Seuls les groupes des Verts et des socialistes se sont prononcés en faveur
de cette mise en œuvre. Le point 4 a connu un score un peu plus serré, avec un refus
de 100 voix contre 90 et 2 abstentions. Ce point demandant à la Suisse de s'investir
dans le débat sur le système Dublin afin de mettre sur pied un mécanisme qui permette
aux réfugiés de ne pas devoir s'en remettre à la migration illégale et dangereuse pour
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déposer leur demande d'asile a peu été évoqué durant le débat, sans doute pour sa
proximité de contenu avec le point 2. Pour ce vote, le groupe PDC s'est défait du bloc
bourgeois et a apporté son soutien à l'objet, au contraire des verts libéraux. Les deux
derniers chiffres, le 5 et le 6 ont été acceptés avec respectivement 123 voix contre 68, 1
abstention et 122 voix contre 69 et aucune abstention. L'entier du groupe UDC a refusé
ces deux objets, ainsi que quelques votants du groupe libéral-radical. Ces deux points
réclamaient un soutien, financier ou logistique pour les pays de l'espace Dublin les plus
touchés par l'arrivée de migrants, comme la Grèce et l'Italie, mais également sur place
en Syrie. Le Conseil fédéral a souligné qu'un tel soutien était déjà réalisé, avec par
exemple en mars 2015 un investissement supplémentaire de 50 millions pris sur le
budget de l'aide humanitaire suisse, qui vient s'ajouter aux 128 millions déjà engagés
depuis le début du conflit en 2011. 36

Les quatre premiers points de la motion du groupe vert en réponse à la tragédie qui
frappe les réfugiés en Méditerranée ayant été rejetés par le Conseil national, il a été
question pour le Conseil des Etats de débattre des deux points restants lors de la
session d'été 2016. Ces deux points demandaient une aide de la part de la
Confédération pour les requérants d'asile en dehors des frontières suisses, à savoir
dans les pays côtiers de l'Europe les plus touchés par les arrivées en Méditerranée
(point 5) et dans les pays de provenance (point 6). Des voix du camp rose-vert ont
exprimé leur regret face au sort des quatre premiers points et ont défendu les points
cinq et six. Il a été plusieurs fois répété que la Suisse fournissait déjà une aide
humanitaire dans le sens demandé par la motion. La question était désormais de savoir
quel signal envoyait l'acceptation ou le rejet de ces deux points. Pour la majorité de la
Commission souhaitant leur rejet, un vote en faveur de la motion serait signe d'un
désaveu de la politique du Conseil fédéral par le parlement, qui voudrait alors que plus
d'aide soit accordée aux différents pays touchés. Pour la minorité, au contraire, une
acceptation signifierait un encouragement de la part des chambres fédérales à
continuer la politique humanitaire de la Confédération. La conseillère fédérale
Sommaruga a conclu le débat par son allocution, en repeignant le tableau de l'aide
fédérale déjà allouée aux pays outre-Méditerranée, ainsi que son rôle dans le cadre des
accords Dublin régissant l'accueil des réfugiés en Europe. Elle a également souligné que
la contrepartie nécessaire de la Suisse à ces accords est la coopération des autres pays,
notamment en ce qui concerne l'enregistrement des requérants au moment de
l'arrivée. Enfin, les deux dernières demandes de la motion étant actuellement déjà
remplies par la Confédération, il ne fait selon la ministre de l'asile peu de différence si
l'objet est accepté ou non. Lors du vote, le point 5 (aide aux pays côtiers européens) a
été accepté à 25 voix contre 17 et le point 6 (aide sur place aux réfugiés) refusé par 16
voix contre 26, les deux sans abstentions. 37

MOTION
DATE: 06.06.2016
SOPHIE GUIGNARD

Politique familiale

Eine Motion der Grünen Fraktion zur Finanzhilfe für familienergänzende
Kinderbetreuung wurde vom Nationalrat in der Frühjahrssession mit 122 zu 72 Stimmen
verworfen. Mit dem Vorstoss sollten die Anforderungen gelockert werden, welche die
Einrichtungen erfüllen müssen, um von den finanziellen Beihilfen profitieren zu
können. 38

MOTION
DATE: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Mit 112 zu 77 Stimmen lehnte der Nationalrat in der Sondersession vom Mai 2022 eine
Motion der Grünen Fraktion ab, die verstärkte Unterstützungsmöglichkeiten für Eltern
oder Erziehungsberechtigte ohne existenzsicherndes Einkommen verlangte, bis ihre
Kinder ihre Ausbildung oder ihr Studium beendet haben. In seiner ablehnenden
Antwort hatte der Bundesrat betont, dass er Massnahmen wie Ergänzungsleistungen
und bedarfsabhängige Familienzulagen nach Prüfung verschiedener Möglichkeiten
basierend auf einem im Jahr 2015 erschienenen familienpolitischen Bericht «aus
Gründen der Kompetenzverteilung und der Kosten» nicht weiterverfolgt habe. Im
Gegenzug hatte er in seiner Antwort auf laufende Bestrebungen verwiesen, etwa den
Bericht zur «Politik der frühen Kindheit» oder die Unterstützung der Kantone und
Gemeinden im Rahmen des Nationalen Programms zur Prävention und Bekämpfung von
Armut 2014–2018 sowie die Nationale Plattform gegen Armut 2019–2024. 39
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Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Recherche

Vier gleichlautende Motionen Gadient (svp, GR), Müller-Hemmi (sp, ZH), liberale und
grüne Fraktion, welche eine jährliche Erhöhung des BFT-Kredits um mindestens 6,5%
verlangt hatten, wurden allesamt zurückgezogen. Dank des gemeinsamen Drucks habe
die BFT-Botschaft mit einem ansehnlichen Wachstum verabschiedet werden können –
was die Motionen obsolet mache. Nicht obsolet geworden sei hingegen der
gemeinsame Einsatz für Investitionen in Bildung und Forschung als prioritäre Aufgabe
auch in den nächsten vier Jahren, meinte die Motionärin Müller-Hemmi. 40

MOTION
DATE: 07.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Diskussionslos überwies der Nationalrat Teile einer Motion der grünen Fraktion
betreffend gesetzliche Regelungen für die Nanotechnologie. Auf Zustimmung stiess
dabei die Forderung von Massnahmen zum Schutz von Gesundheit und Umwelt vor
künstlich erzeugten Nanopartikeln und nanotechnologischen Anwendungen
insbesondere in den Bereichen Landwirtschaft, Lebensmittel, Textilien, Haushalt,
Kosmetik und Medizin. Die Definition des Begriffs und der Anwendungsbereiche der
Nanotechnologie sowie die verlangte Festlegung von spezifischen
Bewilligungsverfahren, Toxizitäts- und Emissionsgrenzwerten, Messverfahren,
Deklarationsvorschriften sowie Haftungsregeln gingen dem Bundesrat und dem
Nationalrat zum jetzigen Zeitpunkt zu weit, da diesbezügliche Abklärungen im Gange
seien. 41

MOTION
DATE: 05.10.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat überwies die im Vorjahr vom Nationalrat teilweise überwiesene Motion
der GP-Fraktion bezüglich der Nanotechnologie ebenfalls. 42

MOTION
DATE: 21.03.2007
LINDA ROHRER

Schliesslich befasste sich das Parlament im Berichtsjahr auch mit zahlreichen
Vorstössen zum Thema Forschungsförderung und Innovation. Der Nationalrat überwies
mit 129 zu 61 Stimmen eine Motion der FDP, die den Bundesrat verpflichten will,
steuerliche Fördermassnahmen zur Stärkung des Forschungsstandortes Schweiz zu
ergreifen. Ebenfalls gutgeheissen hat die grosse Kammer eine Motion der Grünen, mit
der ein nationales Forschungsprogramm zum Umgang mit der aktuellen Finanz- und
Wirtschaftskrise sowie drohenden langfristigen Umweltkrisen gefordert wird. Keine
Mehrheit fanden dagegen eine Motion Rennwald (sp, JU), mit der die Landesregierung
beauftragt werden sollte, einen neuen Fonds zur Förderung von technologischer
Innovation zu schaffen sowie eine parlamentarische Initiative der FDP, die mehr
Autonomie für die Forschungsförderung verlangte. Der Ständerat überwies in der
Frühjahrssession ein Postulat seiner Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur.
Der Bundesrat wurde damit beauftragt, zu prüfen, ob es zur Bekämpfung des
Konjunkturrückgangs und insbesondere zur Stärkung der Grundlagen für einen
Wiederaufschwung zweckmässig wäre, die Forschungs- und Innovationsförderung rasch
voranzutreiben. 43

MOTION
DATE: 08.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Médias

Radio et télévision

In einer kurz nach der Ablehnung der No-Billag-Initiative eingereichten Motion forderte
die Fraktion der Grünen den Bundesrat dazu auf, im Rahmen der neuen SRG-
Konzession Massnahmen zur Reduktion der Werbung zu treffen. Dabei bezog sie sich
unter anderem auf eine Anfang 2018 erschienene Untersuchung des BAKOM zu
Auswirkungen der Werbeeinschränkungen für die SRG, worin das Bundesamt
prognostizierte, dass die Einnahmen der TV-Werbung noch bis 2023 leicht ansteigen,
danach aber in ähnlichem Umfang wie bei der Presse sinken würden. Ein Abbau von
Werbung verringere folglich auch die Abhängigkeit der SRG-Programme von dieser
Einnahmequelle. Ferner fördere der Abbau von Werbung die Unterscheidbarkeit
zwischen dem öffentlichen Sender und den privaten Anbietern. 
In seiner ablehnenden Antwort hielt der Bundesrat fest, dass die SRG aufgrund der
Plafonierung der Gebühreneinnahmen, der höheren Anforderungen an den Service
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public und der abnehmenden Werbeeinnahmen bereits einem beträchtlichen
Spardruck ausgesetzt sei und bei einem zusätzlichen Finanzierungsengpass ein
Leistungsabbau nicht ausgeschlossen werden könne. 
Das Parlament bekam nie die Möglichkeit, sich zu diesem Vorstoss zu äussern; die
Motion wurde in der Sommersession 2020 nach zwei Jahren unbehandelt
abgeschrieben. 44

Presse

Als Reaktion auf den von der SDA im Januar 2018 angekündigten, massiven Stellenabbau
reichten gleich drei Fraktionen Motionen ein, die sich den Erhalt des
demokratierelevanten Agenturjournalismus zum Ziel setzten. Sowohl die Motion der SP
(Mo. 18.3025) als auch diejenige der Grünen (Mo. 18.3114) forderten die Prüfung einer
Möglichkeit zur Schaffung einer Non-Profit-Nachrichtenagentur. Während die Motion
der SP-Fraktion darüber hinaus im angekündigten, neuen Mediengesetz eine finanzielle
Unterstützung der Schweizerischen Depeschenagentur durch den Bund ermöglichen
wollte, verlangte die Grüne Fraktion vom Bundesrat, dass dieser gemeinsam mit der
Eigentümerschaft der SDA eine Zukunftsstrategie zur Sicherstellung der dreisprachigen
Grundversorgung erarbeite. Ferner konkretisierte sie das Modell einer allfälligen nicht-
gewinnorientierten Agentur mit öffentlichem Leistungsauftrag und
Gebührenunterstützung. Eine finanzielle Unterstützung durch den Bund erachtete auch
die BDP als notwendig, wobei ihre Lösung vorsah, den Einsatz der Mittel an Auflagen in
Form einer Leistungsvereinbarung zu knüpfen (Mo. 18.3009). 
Der Bundesrat erteilte allen drei Vorstössen eine negative Antwort. Die SDA sei ein
privates Unternehmen ohne gesetzlich verankerten Service-public-Auftrag, weswegen
die Einflussnahme durch den Bund beschränkt sei. Ferner sei eine direkte Beteiligung
durch den Bund auch im Hinblick auf die Staatsunabhängigkeit und die freie
Meinungsbildung sehr kritisch zu beurteilen. Die Regierung wies in ihrer Antwort auch
darauf hin, dass zurzeit im Rahmen des neuen Mediengesetzes Möglichkeiten zur
Förderung des Agenturjournalismus geprüft würden. 45

MOTION
DATE: 18.04.2018
MARLÈNE GERBER

Die Motion der SP-Fraktion (Mo. 18.3025), die als Reaktion auf den massiven
Stellenabbau bei der SDA eingereicht worden war, wurde in der Sommersession 2020
abgeschrieben, da sie nicht innert der festgelegten Frist von zwei Jahren im Parlament
behandelt worden war. Das Anliegen hatte die Möglichkeit einer finanziellen
Unterstützung der SDA durch den Bund basierend auf dem Sprachengesetz gefordert.
In der Zwischenzeit war das geplante neue Mediengesetz, in welchem Möglichkeiten zur
Förderung des Agenturjournalismus hätten geprüft werden sollen, in der
Vernehmlassung gescheitert. Der Bund hatte jedoch mit der SDA zu Beginn des Jahres
2019 eine zweijährige Leistungsvereinbarung abgeschlossen, bei deren Erfüllung die
SDA jährlich maximal CHF 2 Mio. pro Jahr vom Bund erhält. 
Zeitgleich und aus dem selben Grund abgeschrieben wurde eine ähnliche Motion der
Grünen Fraktion (Mo. 18.3114). Diese hätte ferner gefordert, dass die Umwandlung der
SDA in ein unabhängiges Non-Profit-Unternehmen geprüft wird. 46
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